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Die Mitglieder des Pr. Volks vereins 
und alle königstreue Patrioten des Stadt- 
und Landkreiſes Danzig werden erſucht, ſich 

Mittwoch, den 16. Januar d. J., 

Abends 5% Uhr, 
zu einer Generalverſammlung im Selonke'- 
ſchen Lokal hierſelbſt, Langgarten, zahlreich 
einzufinden. 

Tagesordnung: Bezeichnung der Abge⸗ 
ordneten für das Parlament des Mer» 
deutſchen Bundes für den Stadt- und Land- 
kreis D * 

ür den Landkreis wir 

1 Herr Ober » Regierungs > Rath 

von Auerswald 
in Ausſicht genommen. 

A. Bieler. Dieſtel. L. Hepner. v. d. Gab⸗ 


9 ens. Schwoch. 
Kian een. T. Teich 
er. us. Dr. Hintz. Mix. Kuhn. 


hende diedle. H. Neumann. Thurau. 
Amtliche Nachrichten. 


Se. Majeſtät der König haben Allergnä⸗ 
digſt gerubt: Dem Domainen⸗Rath Quandt 
zu Vandsburg im Kreiſe Flatow den Rothen 
Adler⸗Orden vierter Klaſſe, dem katholiſchen 
Lehrer, Kantor und Organiſten Boenig zu 
Königsberg in Preußen den Adler der vier⸗ 
len Klaſſe des Königlichen Haus⸗Ordens 
von Hohenzollern und dem Fabrikmeiſter 
Caspar Diedrich Spieth zu Iſerlohn das 
Allgemeine Ehrenzeichen; ferner dem Ritter 
guisbefiger und Kreisdeputirten von Benelen- 
dorff und Hindenburg auf Langenau bei 
F eng in Weſtpreußen die Kammerherru⸗ 

rde zu verleihen; die Geheimen Finanz⸗ 
Gebern „Burghart und Sentrup zu 


und 
Regierungs⸗Ralh Dr. Mi 


zum Geheimen 
Finanz-Rath und vortragenden Rath im 
Finanz⸗Miniſterium zu ernennen; den Ge— 
heimen expedirenden Steretairen und Kalku⸗ 
latoren Paech und Babe vom Kriegs Mi⸗ 
nifterium, dem Intendantur⸗Secretair Hol: 
der- Egger vom Garde⸗Corps, dem Buch⸗ 
halter Krausnick bei der General-⸗Militair⸗ 
Kaſſe, ſowie dem Proviantmeiſter Buske in 
Mainz den Charakter als Rechnungs⸗Rath 
und den Geheimen Regiſtratoren Lutter, 
Zange und Blankenberg vom Kriegs-⸗Mi⸗ 
niſterium den Charakter als Kanzlei-Rath 
zu verleihen; ſo wie den bisherigen Konſul 
Will in Havanna zum General-Konſul da— 
ſelbſt zu ernennen. 

Ferner dem Landrat Riemer zu Stallu- 
pönen zur Anlegung des von des Kaiſers 
von Rußland Majeſtät ihm verliehenen St. 
Stanislaus-Ordens zweiter Klaſſe, dem Le⸗ 
gations-Secretair von Neumann zur Anle⸗ 
gung des von des Großherzogs von Baden 
Königlicher Hoheit ihm verliehenen Ritter— 
kreuzes erſter Klaſſe des Ordens vom Zäh⸗ 
ringer Löwen, dem Königlich niederländi⸗ 
ſchen Konſul in Danzig H. Brinkmann zur 
Anlegung des von des Kaiſers von Oeſter⸗ 
reich Majeſtät ihm verliehenen Ritterkreuzes 
des Franz⸗Joſeph Ordens, dem Bildhauer, 
Profeſſor Reinhold Begas zu Berlin zur 
Anlegung des von des Königs der Belgier 
Maſeſtät ihm verliehenen Ritterkreuzes des 
Leopold⸗Ordens, und dem Steuer⸗Empfänger 
Fahrenkamp zu Minden zur Aulegung des 
von des Großherzogs von Oldenburg Kö- 
niglicher Hoheit ihm verliehenen Ritterkreu⸗ 
zes zweiter Klaſſe vom Haus- und Verdienſt⸗ 
Orden des Herzogs Peter Friedrich Ludwig 
zu ertheilen. 


elegraphiſcht 
der Weſtbreußiſchen Zeitung 
München, 6.fl Jan. Die Kammer⸗ 
ſeſſion wurde heut eröffnet. Der Miniſter⸗ 
Präſident Fürſt Hohenlohe und ſämmtliche 
Miniſter waren zugegen. Die angekün⸗ 
digten Geſetz⸗Entwürfe betreffen u. A. die 
Kriegsentſchädigung für die Provinzen, die 
Gemeindeordnung und die Gewerbeord⸗ 
nung. Auch wird ein außerordentlicher 
Kredit für die Heeresreorganiſation ge⸗ 
fordert. 
a Die Kammer der Reichsräthe hält heute 
Sitzung. 
Wien, 8. Jan. Heute Mittags em⸗ 
pfingen der Kaiſer und die Kaiſerin eine 


epeſchen 


A 
Mi 


den 


lreiche Deputation des 
ane welche den Majeſtäten ihre 
Glückwünſche bei Gelegenheit des Jahres- 
wechſels darbrachte. Der Kaiſer erwi— 
derte auf die Anſprache des Führers der 
Deputation, er wünſche, daß das neue 


Fahr durch die Segnungen des Friedens 
für die Verluſte des vorigen einige Ent⸗ 
ſchädigung gewähren, und es dem wech ſel⸗ 
gelingen möge, die 
Wohlfahrt und die konſtitutionelle Ent⸗ 
auf ſichern 


ſeitigen Vertrauen 


wickelung auch in Ungarn 
Grundlagen dauernd zu befeſtigen. 
Paris, 7. Jan. Marquis de La⸗ 
rochejaquelin iſt heute geſtorben. 


Das Zuchtpolizeigericht ſprach heute 
gegen die im „Café de la Renaiſſance“ 
verhafteten, unter Anklage der Theilnahme 
an einer geheimen Geſellſchaft geſtellten 


Perſonen fein Urtheil. Sämmtliche An: 


geklagten wurden ſchuldig befunden und 
zu Gefängnißſtrafen von 3 bis 15 Monaten 


verurtheilt. 

Paris, 8. Jan. Der 
tebello zum Senator und 
eine Depeſche des Admirals Roze 
17. November v. J., nach welcher der 


Admiral, da der König von Korea den 
keine 


Jorſchlägen zu Unterhandlungen 

olge gegeben und andererſeits der 
Pre ehrt zu unterbrechen 
Konghoa nach Zerſtörung der Regierungs- 
gebäude und des königlichen Palaſtes wie⸗ 
der verlaſſen hat. h ’ 

Die Subffriptionen auf die neueſte 
ſpaniſche Anleihe beginnen am 12. und 
werden am 14. geſchloſſen. 

Marſeille, 7. Jan. Aus Algier 
vom 4. d. Morgens wird ein neues Erd— 
beben gemeldet, bei welchem jedach Un— 
glücksfälle nicht zu beklagen waren. 

Florenz, 7. Jan. Ein Bericht des 
Kriegsminiſters zählt die Erſparniſſe auf, 
mittelſt welcher das Militärbudget auf un« 
gefähr 130 Millionen herabgeſetzt wird. 

London, 8. Jan. Die engliſche Re— 
gierung hat der amerifanifchen das Anz 
erbieten gemacht, die zwiſchen ihnen ſchwe— 
benden Differenzpunkte einem Schiedsge— 
richte zuzuweiſen, vorausgeſetzt, daß eine 
Einigung über die demſelben vorzulegen 
den Fragen erreichbar ſei. In London wü— 
thet ein gewaltiger Sturm. 

London, 8. Jan. Aus New. Pork 
wird telegraphiſch gemeldet, daß das Re— 
präſentantenhaus mit 108 gegen 38 Stim— 
men eine Unterſuchung der Geſetzes-Ueber— 
tretungen, deren der Präſident Johnſon 
beſchuldigt wird, beſchloſſen hat. Hiermit 
iſt der erſte Schritt geſchehen, um den 
Präſidenten in Anklagezuſtand zu verſetzen. 
Gegen die vom Kongreß angenommene 
Bill, welche den Negern das Stimmrecht 
verleiht, hat der Präſident fein Veto eins 
gelegt. 

— 
Haus der Abgeordneten. 
Sitzung. 
Schluß.) 

Abg. Coupienne: Nachdem die Staats- 
Regierung ſowohl wie der Herr Berichter— 
ſtatter die Güte hatten, meinem Amendement 
zuzuſtimmen, habe ich zu ſeiner Motivirung 
nur Weniges zu ſagen. Daß die Lage der 
Verſtümmelten eine höchſt traurige iſt, und 
daß der Erſas, der ihnen für ihre Verluſte 
an ihrem Körper gewährt wird, ſehr gering 
iſt, wird Jeder zugeben, ebenſo auch, daß 
dieſe Leute einiger Bequemlichkeiten be— 
dürfen, und der Pflege einer Perſon, die ſich 
ausschließlich um fie bekümmert. Gegenüber 
der allgemeinen Wehrpflicht und den großen 
Leiſtungen, die jetzt jeder Bürger dem Staate 
thun muß, halte ich mein Amendement für 
berechtigt und bitte, es anzunehmen. 

Abg. Dr. Lette: Es iſt unmöglich, in eis 
nem allgemeinen Geſetz die verſchiedenen Ber 
dürfniſſe und Beſchäftigungen zu berückſichti⸗ 


Win 


„Moniteur“ 
meldet die Ernennung des Generals Mon- 
veröffentlicht 
vom 


drohte, 


ungarifchen gen. Dies war Hauptveranlaſſung für die 


Entſtehung der National-Javaliden⸗Stiftung, 
die denjenigen Ungleichheiten, die das Geſetz 
unmöglich auszugleichen im Stande iſt, Rech- 
nung trägt. Hätte der Hr. Redner ſich da- 
rum bekümmert, fo würde er das willen. 

Ee wird zur Abſtimmung geſchritten. 
Das Coupienne'ſche Amendement, wie § 1 
und § 2 werden einſtimmig angenommen. 

Zu $ 3 und dem dazu vorliegenden Amen: 
dement des Abg. Stavenhagen nimmt das 

ort der 


Abg. Frentzel: Man hat die Grundſätze, 


nach denen ich die Unterſtützung vertheilt ha» 
ben will, ariſtokratiſch genannt, aber wenn 


mon nur den militäriſchen Rang zu Grunde 


legen will, ſo nenne ich das eben ariſtokra— 
tiſch. Ich will den Hinterbliebenen der Ge- 
falenen die Unterſtützung nach ihrer Bildung 
zuweiſen, und das nenne ich demokratiſch. 
Abg. Lasker: Ich wollte mir von dem 
Herrn Referenten oder der königl. Staats- 
e nur eine Auskunft erbitten, was 
Al. 3 zu bedeuten hat und in welcher Stel⸗ 
lung das Ge 

dem heutigen ſtehen ſoll. 5 
Abg. Stavenhagen: Meiner Meinung 


nach kann darüber fein Seal ri. Die 
und Kinder ſollen die Unterſtützungen 
nicht 


los vom Staate erhalten, ſondern es 


kreten werden. Den 


au ht ankommt, ob die Art der Ver⸗ 
theilung ariſtokratiſch oder demokratiſch ge— 
nannt wird. Wenn er aber dieſes Geſetz für 
ungenügend und wer weiß was hält, ſo bitte 
ich ihn, einmal die Grundſätze darzulegen, 
nach denen er ein ſolches Geſetz abfaſſen 
würde. Aus allgemeinen Redensarten iſt 
Nichts zu entnehmen. Er hat gejagt, Ges 


neral und Soldat haben dieſelbe Pflicht: der, 


Eine kann nicht mehr verlieren als ſein Leben, 
der Andere auch nicht. Sollen ſie nun aber 
als gleich betrachtet werden? — Warum be- 
kommt denn der Soldat nicht eben ſo viel 
Gehalt, als der General? Dieſe Anſichten 
ſind unfruchtbar und die Beziehung auf das 
Dolations-Geſetz halte ich für an den Haa— 
ren herbeigezogen. § 3 wird demnächſt mit 
dem Amendement des Abg. Stavenhagen an— 
genommen. Zu $ 4 erhält das Wort 

Abg. Frentzel: Ich habe ſchon ausge— 
führt, daß dieſe Unterſtützung mir nicht ge: 
boten erſcheint. Es iſt mir vorhin die Frage 
vorgeworfen worden, ob ich denn für Alle 
die größten Unterſtützungen haben wolle. Ich 
habe eine gleich hohe Unterſtützung nicht haben 
wollen. (Große Unruhe.) Ich habe geſagt, 
der Staat muß unterſtützen, aber der rechte 
Maaßſtab iſt dazu hier nicht vorgelegt. Ich 
muß noch dem Herrn Referenten bemerken, 
daß es mit den Haaren herbeigezogen ſein 
würde, wenn das Dotations-Geſetz jetzt nicht 
zur Sprache käme. 

Berichterſtatter Abg. Stavenhagen: In 
Bezug auf die Rede des Herrn Vorredners, 
wie er das Invaliden-Benefizium vertheilen 
würde, nehme ich an, daß er der Anſicht iſt, 
der Staat müßte den Familien dieſelbe Sorg— 
falt gewähren, die der Familienvater vorher 
ſeiner Familie gewährt hat. Das könnte 
auch weit in die Büſche führen. Die Fami⸗ 
lienväter ſorgen ſehr verſchieden für ihre Fa— 
milien, manche ſehr gut, manche ſehr ſchlecht. 
Soll ſich nun der Staat in dieſe Familien— 
Verhältniſſe drängen? — Ein ſolcher Waß⸗ 
ſtab iſt doch ganz und gar unzuläffig. 

Hierauf wird § 4 angenommen. 

In der Spezialdiskuſſion zu § 5 erhält 
wiederum das Wort der 

Abg. Frentzel: M. H.! Dieſer Paragraph 
macht es mir noch möglich dem Herrn Refe— 
renten zu antworten. Wenn der Hr. Reſe— 
rent erſt jetzt entdeckt, daß der Staat dieſe 
Sorgfalt für die hinterbliebenen Familien 
tragen ſolle, ſo thut es mir leid, daß ich in 
meiner erſten Rede mich fo undeutlich aus— 
gedrückt habe, oder aber der Herr Referent 
hat nicht aufgepaßt. Der Staat muß eins 
treten für die gefallenen Väter und Gatten. 

Hierauf werden $. 5, §. 6, §. 7 (Amen⸗ 
dement des Abgeordneten Stavenhagen), $- 
8 (F. 7 der Regierungsvorlage), und ſodann 
das ganze Geſetz einſtimmig angenommen. 


Geſetz vom 27. Februar 1850 zu 


ſoll den Beſtimn jenes Geſetzes, deſſen 
5 in voller Kalt bleibt, in feiner Weiſe 


errn 5 9 
BR x 


über Beſchränkungen geklagt. 
daß das Vorſteheramt in Königsberg geäu— 


Befugniß bedenklich fein. 


machen. 


Handelsgeſetzbuches dieſe 


Bevor das Haus in der Tagesordnung 
fortfährt, erhält das Wort: 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: M. H.! 
Die Staatsregierung hält es für nothwen⸗ 
dig, denjenigen richterlichen Beamten, der in 
den im vorigen Jahre mit der preußiſchen 


Monarchie vereinigten Länderu angeſtellt ſind 


oder dort die Qualifikation zu ſolchen vide 
terlichen Anſtellungen erlangt haben, die Mög⸗ 
lichkeit zu gewähren, auch in den alten Län⸗ 
dern als Richter angeſtellt zu werden. Für 
die alten Lande würde es erforderlich ſein, 
dieſe Maßregel im Wege der Geſeßzgebung 
zu ermöglichen, weil die Bedingungen, unter 
denen in Preußen Jemand als Richter ans 
geſtellt werden kann, durch die Verordnung 
vom 2. Januar 1849, durch das Geſetz vom 
26. April 1851 und durch das Geſetz vom 
Mai 1852 fixirt worden ſind. Um dieſe 


Fixirung auf die neuerworbenen Länder aus- 


zudehuen, würde es in dieſem Augenblicke 
nothwendig ſein, den Weg der ri Spar 
zu beſchreiten. Des Königs Majfeſtät haben 


mich autoriſirt, den beiden Häuſern des Land⸗ 
tags einen hierauf bezüglichen Geſetzentwurf 
vorzulegen, und ich würde unmaßgeblich an⸗ 
heimgeben, denſelben der Juſtizkommiſſion zu 
2 geſchäftlicher Vorbereitung zu über⸗ 
weifen, 


Be es, betreffend die 
Pflichten der Handelsmäkler. Zu demſelben 
iſt von dem Abg. Tweſten folgendes Amen⸗ 
dement geſtellt: 55 
Das Haus der Abgeordneten wolle be⸗ 
ſchließen: in Zeile 6 des Tenors des Ge⸗ 
ſetz- Entwurfes hinter „wird“ einzuſchieben „in 
Betreff der Schiffsmäkler“, in Zeile neun 
daſelbſt, ſtatt „Handelsmäkler“ zu jegen 
„Schiffsmäkler“. a 28 

Der Berichterſtatter Abgeordneter Roepell 
verzichtet auf das Wort. Bei der General- 
Diskuſſion nimmt das Wort gegen das Ge⸗ 
ſetz der 

Abg. Leſſe: M. H.! Selbſt auf die Ge⸗ 
fahr hin, daß der Vorwurf, den man öfters 
den Juriſten macht, daß ſie in der Geſeßge⸗ 
bung ſehr konſervativ ſeien, auch auf mich 
ausgedehnt wird, muß ich doch ausſprechen, 
daß ich dem Geſetze nicht beiſtimmen kann. 
Ein weiteres Bedürfniß, als das Amende⸗ 
ment Tweſten ausſpricht, kann ich nicht an⸗ 
erlennen. Die Mäkler haben bis letzt nicht 
Es iſt richtig, 


ßert hat, jede Beſchränkung ſolle wegfallen. 
Die Frage iſt die, ob auch auswärtige Auf— 
träge von den Mäklern übernommen werden 
ſollen. So lange es aber amtliche Mäkler 
giebt, wird immer die Uebertragung dieſer 
Sie ſind amtliche 
Träger des Willens der Parteien, ähnlich 
wie die Notarien. Die Beweiskraft ihrer 
Vücher muß aber anfhören, wenn man die 
Mäkter ſelbſt als Parteien in die Geſchäfte 
hineinzieht. Es wird nicht ſelten geſagt, es 
liege im Intereſſe des Publikums, wenn der 


Mäkler ſelbſt Handel treibe, wahrſcheinlich, da⸗ 


mit er mehr in das Geſchäftsleben eindringe; aber 
dann hebe man doch das Inſtitut der Mäk⸗ 
ler ganz auf und gebe keine Geſetze, die ihn 
ſeiner urſprünglichen Beſtimmung untreu 
Es iſt dies um ſo bedenklicher, als 
den Mäklern die amtliche Feſtſtellung der 
Courſe obliegt, und um ſo mehr bedenklich, 


als bei Feſtſtellung der inländiſchen Courſe 
ihnen Niemand hineinreden darf. 


In Ham⸗ 
burg und Bremen iſt bei Einführung des 
Beſtimmung mit 
eingeführt worden, aber ſie entſprach dem 
dortigen Gebrauch und Rechtsbewußtſein. 
Nur den Schiffsmäklern war die Korrefpon- 
denz geſtattet. Aber fie haben es dort des- 
halb gethan, weil man durch das Einfüh⸗ 
rungsgeſetz zum Handelsgeſetzbuche den Mäk⸗ 
lern das Einkaufen nicht mehr geftatten 
wollte. Es iſt dabei in der Kommiſſion der 
Hamburger Bürgerſchaft die Frage angeregt 
worden, ob man ſich nicht überhaupt gegen 
das Inſtitut der Mäkler ausſprechen müſſe. 
Die Beſtimmung, welche wir jetzt durch das 


Geſetz aufheben wollen, hat man in Ham— 
burg nicht mit aufgenommen, und zwar 
hauptſächlich der Schiſfsmäkler wegen. In- 
zwiſchen iſt man in Bremen einen Schritt 
weiter gegangen und hat ſich für Aufhebung 
des Inſtitutes ausgeſprochen, und das könnte 
ich nur empfehlen. Ich kann nur ſagen, 
daß die Petition des Berliner Aelteſten— 
Kollegiums Recht hat, wenn ſie darthut, daß 
die Korreſpondenz der Mäkler bedenklich ſei. 
Eins iſt nicht zu leugnen, daß dieſes Geſetz 
ſeine Hauptbedeutung für Berlin hat, und 
darum man ſich- unmöglich einer genauen 
BerückſichtigQung der hieſigen Verhältniſſe 
verſchließen lann. Ich glaube, daß hierdurch 
die Freiheit des Handels nicht geſchützt, 
ſondern den Mäklern ein Monopel zugewie— 
fen wird. Wir haben nichts zu thun, wo— 
durch die Zuverläſſigkeit der Cours zettel ge- 
fährdet wird. Man hört in kaufmänniſchen 
Kreiſen äußern, man möge dieſe Vorlage 
annehmen, es ſei das der beſte Weg, das 
Inſtitut ſelbſt zu beſeitigen. Ich kann dieſe 
Anſicht einem Privatmanne nicht verdenken, 
wenn er ein Geſetz als eine Mine betrach- 
tet; aber wir dürfen das Inſtitut nicht un- 
tergraben, ſondern uur aufheben. 

Abg. Michaelis (Stettin): Es berrſcht 
wohl Einverſtändniß darüber, daß das Ver- 
bot der Annahme von Aufträgen im Korre— 
ſpondenzwege aufgehoben werden muß, weil 
dieſes Verbot durchzuführen unmöglich iſt. 
Ich bin der Anſicht, daß die Geſetzgebung 
in Preußen bei der Einführung des Handels— 
geſetzbuchs einen Fehler dadurch begangen 
hat, daß ſie das Inſtitut der vereidigten 
Mäkler aufrecht erhielt. Die Freiheit des 
Mäklergewerbes zuzulaſſen oder abzulehnen, 
lag aber nicht in der Macht der Faktoren 
der Geſetzgebung. Das Geſchäft ſelbſt ber 
ſaß aber eine innere Kraft, die Schranken zu 

durchbrechen, welche ihm eine unvernünftige 
Geſetzgebung auferlegt hat. Es iſt unmög- 
lich, durch Verbotsgeſetze im Handelsverkehr 
eine ſachliche Einſchränkung herbeizuführen. 
Es werden ſa Strohmänner hergeſtellt. Es 
liegt bei dieſer Geſetzgebung ganz ſo, wie 
bei den Wucher Geſetzen. Die Moralität 
kann nur gewinnen, wenn man nicht durch 
Uſancen, ſondern nur durch die Geſetzgebung 
vas Verbot aufhebt. Die Geſetzgebung muß 
dahin gehen, das Inſtitut der Mäkler gänz⸗ 
lich zu beſeitigen. Das Einzige, was feſt⸗ 
zuhalten fein wird, iſt die Feſtſtellung der 
Courſe. Die Kommiſſionäre, welche glauben, 
daß durch die Freigebung des Mällergewer⸗ 
bes für das Geſchäft Gefahr eutſtehe, über— 
ſchätzen ihre Leiſtungen, weil das Intereſſe 
der Auftraggeber oft in anderer Weiſe viel 
beſſer gewahrt werden kann. Es lann aljo 
hieraus ein Widerſpruch gegen die Befreiung 
des Mätlergewerbes nicht entnommen wer⸗ 
den. Uebrigens glaube ich, daß die Aufhe- 
bung der Beſchränkungen nicht von großer 
Wirkung fein wird; das Geſchäſt wird ſich 
faſt gar nicht verändern. Nur das wird 
eintreten, daß die vereinigten Mäkler weniger 
Veranlaſſung zur Immortalität haben wer⸗ 
den, als das bisher der Fall war. Und 
dieſe Folgen halte ich für wichtig genug, 
um ein Stückchen Befreiung anzunehmen, 
während ich prinzipiell im praltiſchen Inte- 
reſſe für die gänzliche Befreiung Din. 

Abg. Lasker: Für mich iſt die Frage 
vom juriſtiſchen Standpunkte aus wichtig. 
Als das Geſetz eingebracht wurde, war man 
der Meinung, es ſei jo einfach, daß es durch 
Schlußberathung erledigt werden könne. Die 
Juriſten, namentlich der Abgeordnete Wal— 
deck, legten Widerſpruch ein, weil es ber 
denklich ſei, in Kürze das Handels geſebbuch 
abzuändern. Darauf wurde es en verei⸗ 
nigten Kommiſſionen überwieſen. In dem 
Berichte der Kommiſſion finde ich nun nichts, 
was dem luriſtiſchen Theile genüge. Das 
deutſche Handelsgeſetzbuch hat das In- 
ſtitut der Mäkler mit amtlichem Charakter, 
deren Bücher haben juriſtiſche Beweiskraft; 
fie ſind die berufenen Perſonen, für die 
Parteien zu verkaufen, und endlich haben ſie 
auch den Cours ſeſtzuſtellen. Die Feſt⸗ 
ſtellung des Cours geht weit über das 
Börſenrecht hinaus; das geſammte Pobli⸗ 
kum iſt dabei betheiligt. Kommt es zu erb · 
ſchaftlichen Auseinanderſetzungen, zu Schä- 
digungaklagen, fo bildet der amtliche Courds 
zettel ein amtliches Dokument, er iſt eine 
Urkunde, die noch nach Jahrzehnten Nach— 
wirkung haben kann. Das Geſetz hat nun, 
indem es den Mäklern dieſe amtliche Be— 
fugniß beilegte, nach Garantien geſucht. 
In erſter Linie ſollen ſie von der Kaufmann⸗ 
ſchaft ernannt und von dem Miniſter ber 
ftätigt werden; daun ſollen fie vereidigt 
werden; endlich ſollen ihre Bücher volle 
Beweiskraft haben. Das find perſönliche 
Garantien. Sachlich darf der Mätler nicht 
als Kommiſſionshändler eintreten; er muß 
nach dem Abſchluß jedes Geſchäſts beiden 
Parteien die Nota darüber ſofort zuſtellen. 
Ich bitte Sie nun, meine Herren, in Er⸗ 
wägung zu ziehen, von welchem Einfluß die 
Thätigkeit der Mäkler auf die Führung von 
Prozeſſen iſt. Es ſoll auf Grund eines 
Telegramms letzt ein Geſchäft abzuſchließen 
möglich ſein. Nach dem Abſchluß wird der 
Cours feſtgeſtellt. Es kann aber ſpäter ſich 
herausſtellen, daß das Geſchäft nicht in 
Wahrheit hat zu Stande kommen ſollen. 
Eben ſo kann ein Mäkler von zwei Seiten 
Aufträge bekommen, von der einen den Auf- 
trag, Effekten zu verkaufen, und von der 
anderen, ſolche zu kaufen; dadurch hat er 


freies Spiel, den Cours ganz allein zu 
machen. Wollen Sie unn die ſehr bedeuten» 
den Intereſſen, die auf dem Spiele ſtehen, 
und die weit über die Börſenkreiſe hinaus- 
gehen, Zufälligkeiten Preis geben? Wollen 
Sie nach Jahrzehnten noch einen ſolchen 
Courszettel gelten laſſen? Das geht nicht 
an. Ich glaube, man verwechſelt die Frei⸗ 
heit des Verkehrs mit einer Kräftigung des 
Privilegiums. So viel ich weiß, wird eine 
Zahl, welche ein Minus vor ſich hat, wenn 
man ihr hinten eine Zahl hinzufügt, nicht 
größer, ſondern kleiner. Man verſtärkt da— 
mit nicht den freien Verkehr, ſondern vers 
mehrt die Unfreiheit. Es iſt nur die 
mathematiſche Formel des (a + b) in der 
Klammer. Dieſen Fall haben Sie hier. 
Die Freiheit wird abgeſchwächt. Man hat 
dies bei der Abfaſſung des deutſchen Han— 
delsgeſetzbuchs wohl überlegt. Da die Vor— 


lage der Regierung einen Theil der Garan— 


tien wegziehen will, ſo werde ich gegen das 
Geſetz ſtimmen. 

Abg. Dr. Hammacher: Die Geſetzvorlage 
betriſſt nicht die Frage, ob das Inſtitut der 
Mäkler erhalten werden ſolle, und auch nicht, 
ob den vorhandenen vereidigten Mäklern die 
Befugniß des Vredere neben anderen Befug— 
niſſen zugeſtanden werden ſoll, ſondern blos 
die Frage, ob die dermalen auf Grund des 
Handels -Geſetzbuchs beſtehende Beſchränkung, 
daß an den Börſenplätzen handelnde Perſo— 
nen ſich nur der Thätigkeit der Mäkler be- 
dienen dürfen, beibehalten werden ſoll oder 
nicht. Handelte es ſich um die Frage der 
Nützlichkeit oder Nothwendigkeit des Inſtituts 
der vereidigten Mäkler, ſo würde ich in man⸗ 
chen Punkten von der Meinung des Abg. 
Michaelis abweichen. Es ſcheint, als ob 
Ihre Augen zu ſehr ausſchließlich auf die 
Börſe in Berlin und die Berliner Verhält: 
niſſe gerichtet find. (Sehr richtig !) Es giebt 
aber auch andere Handelsplätze, ſür die dieſe 
Frage von großer Wichtigkeit iſt. Ich wende 
mich nach den weſtlichen Provinzen und nenne 
nur die Stadt Köln. Wer an der dortigen 
Börſe Geſchäfte machen will, wendet ſich an, 
die Mäkler. Warum ſoll nun aber, wenn 
der Auftraggeber als zahlungsfähiger Mann 
bekannt iſt, im Kopfe des Käufers der Ges 
danke entftehen, daß es ein Geſetz giebt, nach 
dem dies verboten wird. Denn daß es jo 
iſt, verſichere ich aus meiner eigenen Praxis. 
Ich verſtehe es, daß diejenigen Kaufleute, 
welche an Börſenplätzen wohnen und als 
Fundament ihres Geſchäfts das Kommiſſions— 
geſchäft gewählt haben, ungern die Aufhe— 
bung dieſer Beſchränkung ſehen. Ohne nähere 
Daten glaube ich behaupten zu können, daß 
der Umſatz in Berlin im Jahre wenigſtens 
5 bis 6 Milliarden Thaler beträge. Wenn 
Sie nun wiſſen, daß der Kommiſſionär, durch, 


deſſen Hände dieſer Verkehr gehen muß, eine, | € 


höhere Proviſion nimmt als der Mäller, jo 
werden ſie zugeben, daß die Wegräumung 
eines wirthſchaftlichen Hinderniſſes, wie es 
die Staats-Regierung vorſchlägt, jetzt leinen 


Beifall finden kann. Die Frage hat viel 
Aehnlichkeit mit dem deutſch-franzöſiſchen 
Haudels⸗Vertrag. Wie damals, find auch 


hier die Beſorgniſſe und Verſtellungen zu 
ſchwarz angeſehen. Durch alle geht nur der 
Gedanke, das durch Aufhebung der Beſtim⸗ 
mung die Intereſſen der Kommiſſionäre geſchä— 
digt werden. Die Gegner des Geſetzes be— 


baupten, daß, wenn den“ Mäklern das 
Recht eingeräumt wird, ſchriſtliche 
Aufträge anzunehmen, dadurch die Frage 


vergrößert werde; der Mäkler werde gegen 
den Buchſtaben und Geiſt des Geſetzes für 
eigene Rechnung Geſchäfte betreiben und ſie 
für feine eigenen Jutereſſen benutzen. Dieſe 
Beſorgniß halte ich aber für unbegründet, 
und iſt ſie vorhanden, ſo wird ſich nachher 
ihre Vergeblichkeit herausſtellen. Ich em- 
pfehle Ihnen daher dringend die Annahme 
dieſer Novelle, da ich ſie für naturgemäß 
und für eine von der Praxis bereits einge- 
führte Reſorm eines weſentlichen Theils un- 
ſeres Verkehrs halte. Nehmen Sie das Ge— 
ſetz au, jo beſiegeln Sie Nichts, als was 
bereits Gewohnheitsrecht des Landes iſt. 
(Bravo!) 4 \ 

Abg. Zweiten; Ich beftreite dur haus, 
daß es ein Gewohnheitsrecht des Landes 
ſei, daß die Mäkler Aufträge von außen 
annehmen. Ich behaupte, daß dies an der 
Berliner Börſe nicht der Fall iſt. Wenn 
aber Dr. Hammacher daran die Ermahnung 
knüpft, wir ſollten nicht allein die Berliner 
Börſe betrachten, fo mache ich darauf aufs 
merkſam, daß die Anträge auf Aenderung 
auch nur von einer Klaſſe von Seeſtädten 
gilt: Stettin, Danzig, Memel, Königsberg. 
Es iſt die Frage, ob um ‚derentwillen eine 
Aenderung dorgenommen werden ſoll. Wenn 
er behauptet, daß die Annahme ſchriftlicher 
Aufträge Seitens der Mäkler an der Kölner 
Börſe üblich fei, fo muß ich das glauben, 
wenn er es aus eigener Erfahrung weiß. 
Alsdann handeln aber die Mäkler gegen ihre 
Pflicht. Zu der Behauptung des Abg, Las- 
ker, daß fid) die Mäkler gut ſtehen, füge ich 
hinzu, daß einige fagar ſehr gute Einnah⸗ 
men haben. Es giebt in Berlin nach der 
amtlichen Verzeichnung nur 25 Mäkler. Die 
Vermittelung der Geſchäfte iſt dadurch kon- 
zentrirt, denn die Mäkler ſelbſt beſchränken 
ſich meiſt auf einzelne beſtimmte Geſchäfte 
noch innerhalb derer, die ihnen zuſtehen. 
Hierdurch wird eine große Schnelligkeit in 
der Ausführung der Geſchäfte und eine große 
Sicherheit in der Feſtſtellung der Courſe er» 


reicht. Und wie ſehr dem ganzen Publiku 
daran gelegen iſt, hal der Abg. Lasker be— 


reils dargelegt. — Es fragt ſich nun, 
ob das ſeibe auf andere Weiſe mög- 
lich iſt. Herr Michaelis meinte, die 


Preſſe hätte ſchon früher dafür geſorgt, und 
ich zweifle nicht, daß die Kauſmanuſchaft in 
Berlin Mittel und Wege finden würde, das: 
ſelbe auf andere Weiſe zu erreichen. Aber 
das jetzige Geſetz iſt nicht darauf berechnet, 
ſofort eine Aenderung hervorzurufen. Durch 
die Annahme des Geſetzes würde eine ſchwan— 
kende Uebergangszeit entſtehen, welche für die 
Geſchäfte gefährlich iſt. Es fragt ſich nun, 
ob die Annahme dahin führen wird, daß die 
Mäkler weniger zuverläffig find als bisher? 
Ich bejahe das entſchieden. Mehrere Herren, 
die für das Geſetz ſprachen, führten bereits 
aus, daß das Geſetz jetzt umgangen und auf 
eigene Rechnung Geſchäfte unternommen wer- 
den. ies geben auch die Aelteſten in der 
Kaufmannſchaft zu. Die Verſuchung dazu 
würde aber durch die Annahme des Geſetzes 
bedeutend erhöht werden. In den Regie— 
rungs- Motiven wird die Richtigkeit der Cours. 
feſtſtellung durch unparteiiſche Leute anerkannt 
Sobuld aber der Mäkler für ſich Geſchäfte 
macht, iſt er nicht mehr unparteiiſcher Ver— 
mittler, denn er wird die guten und ſicheren 
für ſich behalten, und dies noch mehr, ſo bald 
ihm erlaubt wird ſchriftliche Anträge von 
außerhalb anzunehmen. Ich finde, daß das 
Geſetz im Widerſpruch ſteht mit der juriſti— 
ſchen Natur des Mäklers, denn bei einem 
ſchriftlichen Auftrage kann er nicht mehr be— 
zeugen, daß ein Geſchäft abgeſchloſſen iſt. 
Solle nun aber für die Schiffsmäkler eine 
Ausnahme gemacht werden, ſo habe ich dazu 
durch mein Amendement zu Hülfe kommen 
wollen, obwohl ich der Natur der Sache nach 
dieſe Beſtimmung nicht für richtig halte. Für 
die anderen Verhältniſſe finde ich aber dazu 
kleine Veranlaſſunz. Es kann gefragt wer- 
den, ob das ganze Inflitut der Mäkler ab⸗ 
geſchafft werden fol. Will mon es thun, jo 
mag es geſchehen; es aber auf indirelte Wege 
zu thun, halte ich für geſährlich und wir har 
ben keine Beranlajjung, den großen Umfang 
der, Geſchäfte an der Berliner Börſe durch 
ein Geſetz, welches der Natur der Verhält— 
niſſe nicht conform iſt, zu untergraben. Denn 
es handelt ſich bei dieſer Aenderung nicht um 
das Intereſſe der Berliner Bankiers, wie 
der Kommiſſions-Bericht angiebt, ſondern 
um das des ganzen Publikums. Die großen 
Geſchäfte würden durch Agenten oder Commis 
das beſchaffeu, was ſie jetzt durch die Mäkler 
ausführen. laſſen; die kleineren Geſchäfte aber 
würden nicht in der Lage ſein und ſo könnte 
die Abänderung des beſtehenden Inſtituts 
dahin führen, daß das ganze Geſchäft in die 
Hände einiger großen Häuſer käme, was ein 
Schaden für das ganze Publitum wäre. Eut- 
weder laſſen wir das bisherige Verhältniß 


beſtehen oder, foll eine Aenderung eintreten, 


ſo wollen wir ſie doch nur da eintreten laſſen, 
wo fie von den Betheiligten gewünſcht wird 
d. h. in den Seeſtädten. Darum bitte ich, 
mein Amendement anzunehmen; wenn aber 
nicht, — dann das gauze Geſetz zu ver⸗ 
werfen. $ 25 
Regierungskommiſſar Geheimer Juſtiz⸗ 
rath Dr. Pape: Art. 69 des Handelsgeſetz⸗ 
buches legt den Mäklern eine doppelte Ver- 
pflichtung auf; er unterſagt ihnen erſtens bei 
Vermittelung von Geſchäften zwiſchen den 
Parteien anders als perſönlich die Willens. 
Erklärungen entgegenzunehmen, und zweitens 
die Vermittelung zwiſchen Abweſenden; der 
Mäller fol nur Platzgeſchäfte vermitteln. Ju 
erſter Reihe aber ſind die Mäkler nicht Per⸗ 
ſonen, deren Bücher urkundliche Beweiskraft 
haben, ſondern Vermittler. Es iſt ein 
großer Irrthum, wenn der Hr. Abgeordnete 
Lasker behauptet, die Mäkler ſeien berufen, 
die Courſe feſtzuſtellen; ſie leiſten nur auf 
Grund miniſterieller Anordnung den Der 
amten der Korporationen bei Aufſſtellung der 
Courſe Hülfe. Der auswärtige Kommittent 
kann ſich des Mällers nicht bedienen, ſchon 
wenn er ein Jutereſſe daran hat, das lein 
Name genannt werde. 1 nie 1 an 
Mä N ie betreffenden 
Mäkler würden die T abfehliehen, 


— — 


als Kommiſſions -Geſchäfte 
ſind unbegründet. Es fehlt an Gründen 
gegen die Aufhebung der Ver- 


bote keinesweges. Sowie ſich die Beſorgniß 
verwirklicht, daß die beamteten Mäller ſich 
aus dem Amte zurückziehen, ſo würde ſofort 
ein Uebelſtand zu Tage treten. Es fehlt 
das Mittel zur autlichen Feſtſtellung der 
Courſe. Für die Schiffsmäkler ſind aber 
dieſe Verbote nicht zu halten. Die Beſtim⸗ 
mung, daß der Mäkler nur Plaggeichäfte 
betreiben und dabei nur perſönliche Erktä. 
rungen aufnehmen ſolle, iſt faltiſch, nament— 
lich in großen Städten nicht durchzuführen 
Gerade dieſe Verbote hat man nicht einge» 
führt in der Beſorgniß, die Mäller würden 
zu Grunde gehen. In Hamburg iſt es ge⸗ 
ſchehen in der Vorausſicht, die Mäkler wür⸗ 
der ſich dieſem Verbote nicht fügen. Und 
das iſt denn auch geſchehen. Darin erkannte 
man leinen Uebelſtand, weil man der Anſicht 
war, daß das Inſtitut der Mäkler fi 
überlebt hätte. Wenn Sie das Amendement 
annehmen, jo wird in kurzer Zeit die Stels 
lung der Mäller tief erſchüttert fein. 

Der Antrag auf Verlagung wird mit 
großer Maſorität angenommen. 

Abg. Michaelis (Stettin) perſönlich: 
Der Herr Abgeordnete für Berlin, welcher 
nach mir ſprach, meinte, ich hätte geäußert, 


die amtlichen Cours zettel ſeien ſchlecht. Ich 


habe wur geſagt, datz in den amtlichen 
Notirungeuß auch Irrthümer vorkommen 


können. 7 
Abg. Lasker (perſönlich): „Zunä i 
das Publikum Gelegenheit N E . 

zu 3 

Viele Abgeordnete verlaſſen i Pla 
und den Saal, ſo daß wegen der bah 
Hauſe die Ausführung des Redners gegen 
den Regierungs-Kommiſſor nicht verſtändlich ift. 

Schluß der Sitzung 3 Uhr 50 Minuten. 
Nächſte Sitzung Mittwoch 10 Uhr. Tages · 
orduung: Fortſetzung der heutigen Schluß 
berathung über den Entwurf eines Geſetzes 
betreffend die Einführung der Klaſſenſteuer 
an Stelle der Mahl- und Schlachtſteuer in 
der Stadt Witiſtock. Bericht der Kommiſ⸗ 
ſion für das Juſtizweſen über den Öefegente 
wurf, betreffend die Beſtrafung der unbefug- 
ten Aneignung von Beruſtein und die Ab— 
änderung der Beſtimmungen im Zuſatz 228 
des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts. Bericht 
der Kommiſſion für Finanzen und Zölle 
über den Gefegentwurf, betreffend die defis 
nitive W und Erhebung der 
Grundſteuer in den ſechs öſtlichen inzen 
ee Provinze 


Parlamentariihes, — 


Berlin, den 8. Januar. 

Die Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes für 
Handel und Gewerbe hat heute Vormittag den 
Bericht über den Sortgeng des Baues der Staats. 
eiſenbahnen im Jahre 1865 berathen und beſchloſſen 
dem Haufe zu empfehlen: unter Anerkennung der 
umſichtigen Leitung den Bericht für erledigt zu 
erachten. Der übrige Theil der Sitzung wurde 
mit Petitionen von keinem allgemeinen Intereſſe 
n 

ie Kommiſſion für das Juſtizweſen des Ab⸗ 
er 155 “ Fr 
rere vorliegende Petitionen pi 

bung der Schuldhaft berathen und bi au 
darüber feſtgeſtellt. Es lagen vor: die Petitionen 
von Berger und Genoſſen in Tilſit, Gutspächter 
Gundlach zu Weißenbruch, Cigarrenfabrikant 5 
v. Bauſt zu Haſewalk, Ingenieur G. Wagener 
und Genoſſen hierſeloſt, der Bewohner des hieſi⸗ 
gen Schuldgefängniſſes u. . w, Die Kommiſſion 
beſchloß, dem Hanſe zu empfehlen, in Anbetracht 
daß dieſe Petitionen begründet find, die kön liche 
Staats-Regierung aber, wie ſie durch ihren Lom 
miſſarins habe erklären laſſen, bereits ſelbſt die 
Initiative ergriffen und Gutachten von den Ger 
richts⸗Behörden des Landes eingefordert habe, 
ilber die vorliegenden Petitionen zur Tagesord⸗ 
nung überzugehen. Zum Berichterſtatter für das 
Plenum würde der Abg. Rohden gewählt. — So⸗ 
dann lag noch eine Petition des bekannten In⸗ 
validen, Artillerie-Unterofftziers J. G. Mühlner 
zu Egeln vor, welcher beantragte, das Amneſtie⸗ 
dekret vom 20. September v. J. auf alle diejeni⸗ 
en Perſonen auszudehnen, welche ſich einer ſtraf⸗ 
aren Handlung nach den $$ 61 bis 93 und 97 
bis 103 des Strafgeſetzbuches bis zum 20. Sep⸗ 
tember v. J. ſchuldig gemacht haben, und eine 
Pelition des Redakteur der „Oder⸗Zeitung“ A 
Duncker in Stettin, welche beantragt, die Aus. 
dehnung des Allerhöchſten Amneſtie⸗Erlaſſes vom 
20. September auch auf erfolgte Beſtrafungen 
wegen Preßvergegen und Entziehung von Zeitungs⸗ 
konzeſſionen. Da dieſelben einestheils nicht fub- 
ſtantiirt war, anderntheils es aber nicht in den 


Befugniffen. des Hauſes liegen könnte in die 
Rechte der Krone einzugreifen beſchloß die Kommiſ⸗ 


ſion dem Hauſe den Uebergang zur Ta 4 

nung zu empfehlen. Als Berſchterſtatter N 

für den erſten Gegenſtand der Abg. Rohden und 

für den zweiten der Abg. John (Labiau) gewählt 

Die übrigen zur Berathung gelangenden Petitio⸗ 
8 


nen hatten Len allgemeines Intereſſe. 
In⸗ und Ausland 
Preußen. Berti . 
Termin für 8 8 % 7. Jan. 


Der 
zum norddeutſchen 


Parlament iſt nun feſtgeſtellt und zwar für 


den 12. Februar. Der Wunſch des Gr 
v. Bismarck, die Einberufung des 3 
ments, in ‚jeder. Wee zu beſchleunigen, iſt 


hierbei maßgebend geweſen. Oi | 
reitungen der Wahlen find 9 Ka 
großen Arbeitslaft verbunden, daß ei 
früherer Termin für die ) B ein 


W̃ i 
341 Ar,; 1 ahlen eine 
möglichkeit war. Von vielen Seiten Ker 


der Wunſch 5 ‘ 
der Wahlſchen "Sdelproden, die Auslegung 


} zen erſt für den 24. Januar au- 
zuordnen, in welchem Falle die Wahlen 


ae 25. Februar hätten ftattfinden 
welchen In Folge des großen Eifers, mit 
oem die Oberbehörden ihre Inftructionen 
für die Unterbehörden aus arbeiteten, und in 
volge der angeſtrengten Bemühungen, mit 
welchen letztere ihren Inſtructionen nach- 
kamen, iſt es möglich geweſen, ſchon den 
15. Januar zur Auslegung der Wahlliſten 
und ſomit den 12. Februar zur Ausführung 
der Wahlen feſtzuſtellen. Das Gerücht, als 
ob außer dem Wahlreglement und den da⸗ 
mit verbundenen Inſtructionen noch geheime 
Inſtructionen an die Beamten gerichtet wor⸗ 
den ſeien, um fie zu allerlei illegalen Agi⸗ 
tationen bei den Wahlen zu veranlaſſen, tik 
natürlich nichts als eine Erfindung Derer, 
welche der Regierung Schwicrigkeiten berei⸗ 
ten wollen. = Was das Vorgehen der Re» 
gierung in den neuerworbenen Provinzen 
betrifft, jo bat dasſelbe die Af — 
Wünſchen der betreffenden Bevölkerungen 
ſoweit als möglich entgegenzukommen. In 
Naſſau z. B. iſt nicht blos das preußiſche 
Bergwerksgeſetz ausgeführt worden, welches 
einer Menge von es eihänden der dortigen 
Bergleute abhilft, ſondern es ſoll auch in 
nächſter Zeit das dortige Jagdgeſetz, über 
welches ſich die Einwohnerſchaft fo ſehr zu 
beklagen hat, wieder aufgehoben werden. 
Die Regierung hat den Geh. Regierungs⸗ 
rath Oppermann für dieſen Zweck als 
ihren Commiſſarius nach Naſſau gejandt, um 


beutigen Sitzung 


urch ihn nähere Informationen über den 
sand der Sache einzuziehen. — Ein Ber- 
iner Correſpondent der „Elberf. Ztg.“ hat 
tine Reihe von Mittheilungen über hoch- 
ſtehende militairiſche Perſonen in die Oeffent⸗ 
lichkeit gebracht, die inſofern Beachtung ver⸗ 
dienen, als fie über die Stellung dieſer Per⸗ 
ſonen und das Verfahren das gegen fie be. 
obachtet, ganz irrige Vorſtellungen verbreiten. 
So wird von einer Zurückſetzung geſprochen, 
welche den General v. Werder getroffen, 
weil er nach feiner Abberufung von Kur- 
heſſen wieder zur Dispoſition geſtellt worden 
ſei. Man wird von vorneherein eine Bu 
rückſetzung darin nicht erblicken können, wenn 
ein zur Dispoſition geſtellter General nach 
Ableiſtung eines ihm ertheilten Auftrages 
wieder in das frühere Verhältniß zurücktritt. 
Ju dem vorliegenden Fall aber war nun 
dieſer Vorgang mit Umſtänden verknüpft, 
welche ihm alle Attribute einer Anerkennung 
beilegen, wie ſie ſelten einem Militär in 
ſolchem Verhältniſſe zu Theil wird. Der 
Gencral v. Werder wurde nach Beendigung 
der polniſchen Wirren während welcher er 
in Poſen vier Armee Korps kommandirte, 
auf feinen dringenden Wuuſch zur Dispo⸗ 
ſition geſtellt. Als es nun darauf ankam, 
die Stellung in Kurheſſen zu beſetzen, leutten 
ſich die Blicke der Regierung wieder auf den 
General v. Werder, weil fie ihm — eingedenk 
feiner in Poſen geleiſteten Dienſte voruchm- 
lich die Gaben und Fähigkeiten zuſprach, 
welche dieſe Leitung einer Provinz Namens 
der Regierung vorausſetzt. Dieſe Leitung 
begründete ſich lediglich in dem Uebergangs⸗ 
ſtadium, welches ſchließlich auf den normalen 
Zuſtand einer der Civilverwaltung coordinirt 
zur Seite ſtehenden Militärverwaltung aus- 
gehen mußte, ſo daß alſo das Verbleiben 
des General v. Werder in dieſer mehr de⸗ 
ſchräntten Stellung eher hätte eine Zurück- 
ſetzung genannt werden können, als ſeine 
Enthebung von dem vorbezeichneten Poſten in 
dem Augenblicke wo derfelbe zu exiſtiren 
aufgehört hatte, ganz abgeſehen davon, daß 
die Zurückverſetzung in den Dispoſitionsſtand 
auch in dieſem Falle auf den eigenen Wunſch 
des Generals und unter Anerkennung der 
ausgezeichneten Dienſte erfolgte, die er ge⸗ 
leiſtet. Die übrigen Mittheilungen des ge⸗ 
nannten Correſpondenten verrathen eine kraſſe 
Uakenntniß der einſchlägigen Verhältniſſe. So 
bezeichnet er z. B. den Diviſions⸗Kommandeur 
und Kommandanten von Frankfurt a. M., 
ren v. Beyer, jetzt zum Generallieutenant 
ernannt und zu den jüngſten Oeucralen der 
Armee gehörend, als einen Veteranen, und 

es ſcheint hier eine Verwechſelung mit dem 
an der Spitze der Vermeſſungs⸗Angelegen⸗ 
heiten ſtehenden General v. Bayer vorzulie⸗ 
gen. Der Major v. Hartmann hätte eine 
Generalsſtellung an der Spitze des Militär. 
Oeconomie- Departements erhalten und es ſei 


2 ein Erſparungsſyſtem maßgebend gewe⸗ 
en, a 
bargen für Hehe Stenner eee eee 


Nun aber befindet fi der Major v. Hart- 
mann ebenfowenig in dem genannten Depar- 
tement als in einer Generalsſtellung; er iſt 
Chef einer neu creirten Abtheilung C des all» 
gemeinen Kriegs⸗Departements geweſen, wel- 
ches er bisher neben dem Oberſtlieutenant v. 
Karczewski bearbeitete, dem jetzt die Abthei⸗ 
lung A. deſſelben Departements reſſortmäßig 
untergeordnet iſt. — Der Geh. Ober⸗Archiv⸗ 
Rath und Director der Staatsarchive Herr 
v. Lancizolle hat ſeine Entlaſſung nachgeſuchtz 
es ſteht ſonach für dieſe Stellung eine Ba- 

tanz bevor, wegen deren Beſetzung noch keine 
Entſcheidung getroffen iſt. 

Berlin, 8. Jan. Nachdem nun der 
Termin für die Wahlen zum nord deutſchen 
Parlament feſtgeſtellt iſt, beginnt die Agita⸗ 
lion für die Aufſtellung von Candidaten leb⸗ 
hafter zu werden. Ueberall bilden ſich Wahl⸗ 
comitees der verſchiedenen Parteien. Graf 
v. Bismarck, Herr v. Roon und ver- 
ſchiedene der Heerführer des letzten Krieges 
werden als Candidaten an den verſchieden⸗ 
ten Orten in Ausſicht genommen. Die Con- 
ſervativen regardiren namentlich auf Herrn von 
Moltke. IhreGegner aber haben das Gerücht 
ausgeſprengt, Herr v. Molike ſei abgeneigt, 
eine Candidatur für das Parlament anzu 
nehmen. Dieſes Gerücht iſt erdichtet; Herrn 
v. Moltke ift es nicht eingefallen, irgendwo 
eine Erklärung abzugeben, aus welcher das 
erwähnte Gerücht hatte entſtehen können. Es 
iſt daher lediglich zu dem Zweck erfunden, 
die Conſervativen irre zu führen. — Nach 
einer amtlichen Zuſammenſtellung der Zahl 
der Ausſteller des norddeutſchen Bundes für 
die Pariſer Ausſtellung wurden für die alten 
preußiſchen Provinzen 1430 Anmeldungen 
bei 1239 Anmeldern für Induſtrie numme 
rirt. Es iſt hierbei zu bemerken, daß die 
Nummerirung nach den Gegeuſtänden erfolgt, 
aber nicht etwa ſo, daß ſeder Gegenſtand 
nummerirt wird. Die Klaſſe des Gegeuſtan⸗ 
des beſtimmt die Nummer. Nach dieſem 
Modus zählen in den alten Provinzen die 
Gegenſtände für Kunft 171 Anmelder und 
181. Anmeldungen; Kunſt und Induſtrie zu⸗ 
ſammen 1410 Anmelder und 1611 Anmel⸗ 
dungen. In gleicher Weiſe beſtimmen ſich 
die Zahlen der Anmelder und Anmeldungen 
für die neuen Landestheile mit 275fund 298, 
wovon Kurheſſen mit 32 und 34, Naſſau 
90 und 94, Frankfurt a. M. 17 und 18, 
Hannover 74 und 79, Holſtein 62 und 73 
partizipiren. Aus Schleswig und Lanenburg 
ſcheinen keine Anmeldungen ergangen zu ſein. 


blieben erfolgt 


N 


Aus den übrigen norddeutſchen Staaten lie- 
ferten 295 Anmelder 328 Anmeldungen, und 
ſtellte ſich das Verhältniß für Anhalt mit 
34 und 36, Braunſchweig 2 und 2, Meinin⸗ 
gen 4 und 4, Gotha 7 und 8, Altenburg 
10 und 12, Waldeck 4 und 5, Rudolſtadt 
2 und 2, Schwerin 76 und 82, Oldenburg 
18 und 18, Bremen 2 und 2, Königreich Sach- 
ſen 136 und 157. Verſchiedene Staaten, 
wie Sachſen-Weimar und Mecklenburg⸗Strelitz 
haben für die Ausſtellung nichts angemeldet. 
Von Kunſtacademien lieferte Berlin 11, Düffel- 
dorf 65, Königsberg 4 Gegenſtände. Wie 
die Betheiligung an den Colleckivausſtellun. 
gen, die in den Anmeldungsnummern er⸗ 
ſcheinenden Zahlen verringerte, läßt ſich bei« 
ſpielsweiſe aus den Bergwerlen erkennen, 
welche nur 110 Anmeldungen aufweiſen, 
während ſich einſchließlich der Perſonen, die 


1866/67 wurden auf preußiſchen Univerfi- 
täten im Ganzen 891 Studirende der evan⸗ 
geliſchen Theologie immatrikulirt, 53 mehr 
als im vorigen Semeſter, und ergaben, fi 
alle wiedernm als Haupt⸗ 
pflanzſtätten der ebangeliſchen Theologie; 
denn von 891 Studirenden des laufenden 
Semeſters immatrikulirte Berlin 335, Bres⸗ 
lan 79, Bonn 74, Greifswald 17, Halle 
306, Königsberg 90. — Durch gemeinſame 
Verfügung der Miniſterien der Finanzen 
und des Inner, n welche an die Bezirksregie⸗ 
rungen von Weſtphalen und Rheinland er- 
gangen, iſt beſtimmt worden, daß für Unter- 
nehmer der ſ. g. Paſſionsſpiele (bildliche 
Darſtellung der Leidens⸗Geſchichte Chriſti) 
leine Conzeſſionen weder ertheilt, noch pro» 
longirt werden ſollen, ſondern dafür zu 
ſorgen fei, daß derartige Aufführungen nir- 
gends ſtattfinden. 

Italien. Aus Treviſo wurde der Re⸗ 
gierung eine mit mehr als 3000 Unterſchrif⸗ 
ten verſehene Petition überſandt, worin um 
die Entfernung des Biſchofs Migr. Zinelli 
gebeten wird. Der Tumult vor dem Palafte 
des Biſchofs dauerte volle acht Stunden, alle 
Fenſter des Palaſtes wurden eingeworfen, der 
Biſchof mit den gröbſten Schimpfnamen über- 
häuft, und erſt als die erbitterten Tumultu⸗ 
anten Miene machten, den biſchöflichen Palaſt 
gewaltſam zu erſtürmen, und berei's Leitern 
angelegt wurden, um durch die Fenſtern zu 
dringen, ſchrilt die bewaffnete Macht ein und 
zerſtreute die Tumultuanten. Migr. Zinelli 
hat ſich ſeit dem Tage, wo die Exeeſſe vor- 
fielen, nicht mehr in der Kirche gezeigt und 
ſein Palaſt wird fortwährend von einem Pi⸗ 
quet Sicherheitswachen beſchützt. 

Bekanntlich befindet ſich das Gotteshaus 
der proteſtantiſchen Gemeinde zu Venedig in 
einem der Grundſteuer unterworfenen Pri⸗ 
vatgebäude, und alle Schritte der Gemeinde, 
unter der früheren Regierung die ſreie Aus- 
übung ihres 


Berlin und 


folglos. In neuerer Zeit 

die Gemeinde erreicht, daß ſie ſich nicht wie 
bisher durch eine verftedte Hinterpforte in 
ihr Gotteshaus zu begeben braucht und das 
Hauptportal jeden Sonn, und Feiertag offen 
ſeht. Wie die Trieſt. Ztg. meldet, beabſich⸗ 
tigt die Gemeinde, entweder ein eigenes Got⸗ 
teshaus zu erbauen, oder eine der unbenutz⸗ 
ten katholiſchen Kirchen anzukaufen. Auch 
wird neben dem deutſchen proteſtantiſchen 
Pfarrer ein italieniſcher Prediger angeſtellt 
werden, da jeden Sonntag ſowohl in deut- 
ſcher als auch in italienischer Sprache gepre- 
digt werden ſoll. 


— — nn 
Lokales und Provinzielles. 
Danzig, 9. Jannar 

— (Trottoir.) Dem Sprüchwort: 
„Jeder kehre vor ſeiner Thür“, ſollle man 
jetzt die Faſſung geben: „Jeder ſtreue vor 
ſeiner Thür,“ denn Froſt und Regen ſind 
ſeit geſtern geſchäftig, die Paſſage zu erſchwe⸗ 
ven, fo daß die Warnung: 

„Hüte ſich in dieſen Zeiten, 
Wer da wandelt, auszugleiten!“ 

nicht überflüſſig erſcheint, vielmehr ihre durch— 
aus praktiſche Anwendung erhält. Aber mit 
der Warnung allein iſt es nicht gethau, man 
muß auch dem Unglück vorzubeugen ſuchen, 
und ein wenig Aſche, Sägeſpäne oder groben 
Sand wird auch wohl der eingefleiſchteſte 
Geizhalz für feinen, Nebenmenſchen übrig 
haben. „Roſen auf den Weg geſtreut!“ 
befiehlt zwar ein dichteriſcher Dictator, aber 
der Ruf: „Aſche auf den Weg geſtreut!“ iſt 
doch zu Zeiten erſprießlicher. 

(Unglücks fall.) Geſtern früh ſpann⸗ 
ten einige Müllerknechte vor der großen Mühle 
die Pferde von einem ſchwer beladenen Schlit— 
ten und ſich ſelbſt davor, während andere 
ſchoben, um bei dem abſchüſſigen Weg den 
Schlitten ſelbſt dem Ort feiner Beſtimmung 
zuzuführen. Der ſchwere Schlitten konnte 
indeſſen von den hinten, Schiebenden in ſeinem 
Laufe nicht gehemmt werden und fuhr der⸗ 
jelbe mit ſolcher Vehemenz gegen die Kirch» 
hofsmauer bei der Katharinenkirche, daß er 
nicht nur die Mauer beſchädigte, ſondern auch 
einen der den Schlitten ziehenden Müller⸗ 
knechte jo erheblich verletzte, daß derſelbe ſo— 
fort nach dem Stadtlazareth geſchafft werden 
mußte und die Aerzte an ſeinem Aufkommen 
zweifeln. 

(Marktpolizei.) Die Unverſchämt⸗ 
heit der Aufkäufer und Zwiſchenhändlerinnen 
auf den hieſigen Wochenmärkten ſoll in letzter 
Zeit wieder in bedenklicher Weiſe zunehmen. 


Schimpf und Hohn ausartet, 


ſich mit den Bergwerks directionen zu Col · 
lectivausſtellungen vereinigten, 1000 Aus- 
ſteller meldeten. — Für das Semeſter 


ttesdienfles Burchaufeben, 12 


be 


Die Dreiſtigkeit dieſer Leute, 
den Hausfrauen den Handel 
dieſe ſich darüber beſchweren, 


die, wenn ſie 
verderben und 
nicht ſelten in 
iſt ein Beweis 
für mangelnde Marktpolizei. Nur in den 
jeltenften Fällen iſt bei vorkommenden empö⸗ 
renden Auftritten ein Beamter in Sicht. Wir 
geſtehen zu, daß Roheiten auf Märkten trotz 
der beſtorgoniſirten Polizei ſich ereignen, aber 
ein ſolcher Terrorismus, wie er von den 
Zwiſe enhändlern ausgeübt wird, die doch bes 
kanntlich ihre Ankäufe nicht vor 11 Uhr ma⸗ 
chen Jollen, wäre unmöglich, wenn die Polizei 
in genügender Zahl vorhanden wäre. 


— (Stadtverordnetenſibung 
vom 8. Januar c.) Den Vorſitz führt Herr 
Commerzienrath Th. Biſchoff, der Magiſtrat 
iſt durch den Herrn Oberbürgermeiſter Seh. 
Rath v. Winter, den Hrn. Bürnermeiller 
Dr. Ping und die Hru. Stadträthe Gehe m⸗ 
R. R. Hoene und Strauß vertreten. Der 
Vorſitzende verlieſt einen Magiſtratsantrag 
600 Thlr. zur Dispoſition zu ſtellen, um die 
durch Miniſterial⸗Reſeript angeordneten Vor ⸗ 
bereitungen für die Wahlen zum norddeutſchen 
Parlament zu treffen. Die Verſammlung 
genehmigt die Summe. Es erfolgt der 
Schlußbericht über die Thätigkelt der Ber 
ſammlung im abgelaufenen Jahre, der im 
Weſentlichen mit dem über Kommunalver— 
waltung Seitens des Herrn Oberbürger⸗ 
meiſters abgeſtatteten übereinſtimmt und nur 
außerdem hervorhebt, daß ſich am Schluß 
des Jahres 57 Stadtverordnete in Thätig⸗ 
leit befunden, wovon 6 derſelben nunmehr 
ausſcheiden und pro 1867 die volle Zahl 
von 60 Mitgliedern unter denen ſich 40 Haus⸗ 
beſitzer befinden, wieder eintritt. Das Kom- 
munalvermögen beläuft ſich auf 653,215 Thlr. 
11 Sgr. 9 Pf. Im verfloſſenen Jahre ſind 
von der Verſammluug in 30 Sitzungen 697 
Beſchlüſſe gefaßt worden und außerdem 39 
reſp. 325 Sitzungen von Kommiſſionen und 
Deputationen abgehalten worden. Der Vor. 
ſitzende dankt Nameus der Verſammlung den 
ausſcheidenden Mitgliedern für ihre uner⸗ 
müdliche Thätigkeit nud Letztere durch Herrn 
Kloſe für dies N Vertrauen. Herr 
Commerz. Rath Th. Biſchoff legt ſein Amt 
nieder und übergiebt den Vorſiz an den 
Alterspräſidenten Herrn Forſtmeiſter Wag⸗ 
ner. Dieſer erſucht die Verſammlung durch 
Erheben von den Sitzen Herrn Biſchoff ihren 
Dank für feine Mühwaltung zu erkennen zu 
geben — welches geſchieht. Herr Oberbür⸗ 
germeiſter von Winter entbindet hierauf die 
ausſcheidenden Stadtverordneten ihrer Ver⸗ 
pflichtung, heißt die neu eintretenden Mit⸗ 
glieder willkommen und verpflichtet ſolche 
für ihr Amt mittelſt Handſchlag. Bei der 
nunmehrigen Wahl eines Vorſitzenden erhält 
Herr Th. Biſchoff 55 Stimmen und iſt ſomit 
wieder gewählt, desgleichen Herr Damme 
als Stellvertreter mit 50 Stimmen. Zum 
rotokollführer mitt 100 Thaler perſönlicher 
Zulage wird Herr Stadtſekretair Lohaus und 
zum Schriftführer Herr Schottler einſtimmig 
wiedergewählt. In die Kommiſſion der 11 
Mitglieder für Vorſchläge zur Wahl der be⸗ 
ſtändigen Kommiſſionen werden an Stelle 
von drei ausſcheidenden Stadtverordneten 
die Herren J. C. Krüger, Roſenſtein und 
Dr. Liévin gewählt. 


— (Die geſtern im Schützenhauſe 
abgehaltene Verſammlung der 
liberalen Wähler der Fraktion 
Rickert) — wurde durch den Herrn Kom⸗ 
merzienrath Th. Biſchoff eröffnet. Herr 
Rickert theilt mit, daß nach dem Schluß der 
vorigen Sitzung ſich das Comitee konſtituirt, 
durch Kooptation von Männern aus den 
Vorſtädten noch verſtärkt habe and daß Sei» 
tens der Gegenpartei Röckner der Abgeord⸗ 
nete Tweſten auch als Kandidat in deren 
Liſte aufgenommen worden ſei. Von den 
Seitens der tagenden Verfammlung in der 
vorigen Sitzung aufgeſtellten Kandidaten habe 
Herr Roepell gedankt, weil unter der be— 
ſtändigen Deputirung feine Praxis leide, — 
Herr Schulze-⸗Delitzſch halte es für Pflicht, 
ſeine Perſon dem früheren Wahlkreiſe wieder 
zuzuwenden. — Herr Geh. Ober Reg. Rath 
Höne müſſe gleichfalls wegen der auf ihn 
fallenden Wahl Seitens des Danziger Land⸗ 


freifes, die Wahl des Stadtkreiſes ablehnen, 


— Herr v. Henning⸗Plonchott reflektire auf 
die Wahl im Graudenzer Kreiſe und 
Herr von Forckenbeck habe Kandidaturen 
in Elbing, Mohrungen u. ſ. w., — ſomit 
bleibe alſo nur der Abgeordnete Tweſten auf 
der Kandidatenliſte ſtehen und dürfte in Ans 
betracht ſeiner ertheilten Zuſage auch auf den» 
ſelben zu rechnen fein, wenngleich auch er in 
andern Kreiſen gewählt werden wird. Das 
Comite hat Grund deſſen beſchloſſen den Ab⸗ 
geordneten Tweſten definitiv als Parlaments- 
kandidaten auſzuſtellen. Damit nun deſſen 
Wahl als geſichert zu betrachten, ſei eine 
Verabſtimmung in beiden liberalen Fraktionen 
zu empfehlen und müßte der Maloritätsbe⸗ 
ſchluß für beide Fraktionen maßgebend ſein. 
Die Fraktion Röckner habe mitgetheilt, daß 
ihre Kandidatenliſte noch nicht geſchloſſen ſei, 
mithin könne möglicherweiſe obgleich Tweſten 
auch anf der dortigen Liſte als Kandidat fi⸗ 
gurire demſelben doch noch ein Gegenkandi⸗ 
dat erſtehen, deshalb müſſe dem vorgebeugt 
und Tweſtens definitive Wahl hier ausge⸗ 
ſprochen werden. Der Vorſitzende befragt die 
Verſammlung um ihre Zuſtimmung und da 
ſich kein Widerſpruch dagegen erhebt, iſt die 
Wahl Tweſtens vollzogen. 


— (Literariſches.) — Zur Ge⸗ 
ſchichte Pommerell ens. Inmeuerer Zeit 
hat man mit großem Fleiß die frühere Ge⸗ 
ſchichte Pommerellens durch Sammeln eines 
reichen Materials auſzuhellen ſich bemüht 
und dennoch liegen viele Gebiete noh ganz 
unbebaut. In der Geſchichte iſt a nichts 
anziehender als gerade das Detailſtudium, 
denn dieſe Forſchungen verſetzen uns in das 
innerſte perſönliche Leben unſerer Vorfahren. 
Daher begrüßen wir mit regem Intereſſe jede 
neue Erſcheinung auf dieſem Felde, und 
halten demnach es für Pflicht, die 
Aufmerkſamkeit der Freunde vaterländiſcher 
Geſchichte auf den in der Altpreußiſchen Mo⸗ 
natsſchrift nächſtens erſcheinende Auffag „der 
landräthliche Kreis Pr. Stargard in 
hiſtoriſcher Bezie hung von den 
ülteſten Zeiten bis fetzt!“ hinzulen⸗ 
ken. Der Verfaſſer, Prediger Dy. Stadie 
hat bereits ſeinen Beruf für dieſe Arbeit 
durch die „Geſchichte der Stadt Stargard“ 
(Verlag von Fr. Bienis in Pr. 
Stargard) documentirt. Dieſelbe nimmt 
unter den vorliegenden Behandlungen der 
Städte- Geſchichte durch ihre lichwolle Dar⸗ 
ſtellung einen ehrenvollen Plas ein; die jalt 
durchweg wohlgelungene Gruppirung ihres 
Inhalts ſowie die ae objective Hal- 
tung empfehlen dieſe Schrift einem weiteren 
Leſerkreiſe, als fie ſich bis jetzt erworben hat. 


Wandel und Verkehr. 


Berlin, 8. Januar. (St.⸗Anz.) Wei⸗ 
zen loco 70 — 90 nach Qualität, gelb 
märk. 80 , weißbunt poluiſcher 84 , 
fein weiß poln. 86 , exqueſit desgl. 89 
ab Bahn bez., Lieferung pr. Januar 82 

Roggen loco 79—81 6. 57-57 / . 
ab Bahn bez., 80 82% 57½ —57 / ab 
Boden be. 80-8344, 57/58 exquiſit 
82-8414, 58-0 & ab Bahn bez. pr. Jar 
nuar 57/8 56¼% —27 W bez., Januar-Fe⸗ 
bruar 57% —56¼ —57 M bez., Frühiahr 
57¼ — 56¼ —56¼ bez., Mai⸗Juni 57% 
bis 56¼ 57 bez., Juni-Juli 57%, — 
57½% & bez. 

Gerſte, große und kleine, 46—52 
r 1750 8. — 

Hafer loco 26—29 , pr. Januar u. Ja⸗ 
nuar⸗Februar 27%, . bez., Frühjahr 28 ¼ 
bez., Mai- Juni 29 % Br., Juni⸗Juli 
29 & bez. 

Erbſen, Kochwaare 58—68 , Fut⸗ 
terwaare 48—58 bez. 

Rüböl loco 12½ % Br., Januar 12— 
12½ bez., Januar - Februar 11 
bis % bez., Februar⸗März 12 . Br., 
April⸗Mai 12 / — ½ L bez, Mai⸗Juni 
12½ bez. 

Leinſöl loco 13¼ . 

Spiritus loco ohne Faß 16 —%/ 
bez. pr. Januar u. Januar⸗Februar16 /, 
11, / bez., Febiuar-März 17-16% 
bis 16%, bez. u. G., April-Dai 17%. — 
%% , bez., Mai⸗Juni 17% — Ä 
Ya e bez. 

Danzig, 9. Januar 1867. 
la Bahnverkäufe. 

Weizen, hellbunt, fein und hoch⸗, 
bunt: 124/5 — 126. 97½, 10098, 10% 
Br; 127 129 . 100, 104 — 
103 106 ; 130,—131/2 , 132-1334 
fein 105 107 ½ 109 Sr. — Weizen bunt, 
dunkelbunt und abfallende Qualität 118/19, 
121/22, 88 90,— 90 921, , 122/23 
124/254 92½ 95,—93 96 Ar, 126/276 


— 


95, 97½ Mr der 8b td. Nr Schffl. 
einzuwiegen. 

Roggen, 120 — 122 4 58 — 
59 , 124 — 126 (. 60 — 61 
He, 127 — 128 c] Ohne Zufuhr. 
um 81¾ . preuß. Schffl. einzu⸗ 
wiegen. 


Gerſte, kl. Futter- 98,100 — 103/4,8, 
46 46 ½—47½, 48, % Ye 7246, der Schſfe⸗ 
einzuwiegen.— Gerſte, kl. Malz- 102 104. 
47½ — 49, 51, Ar 106 — 108 44 
51, 51½ — 52, 53 % 110 52 
52½ Ar de gemeſſenen Scheffel. — Ger ſte, 
große Malz» 105—107 &, 51 52½ — 52½ 
53½ Apr 1101126 54 55,.—54½,55½ . 
114 — t. ohne Zufuhr der 72 8. 
Der Scheffel einzuwiegen. 

Hafer 27½—30 31 Gr er 508, Yer 
Scheffel einzuwiegen. 8 

Erbſen, weiße Koch- 62½, — 64, 65 
Se, abfallende 57 58—60 61 SprYr 906, Der 
Scheffel einzuwiegen. 

Spiritus: 15% r 8000 % Tr. bez. 

Danziger Börſe. 
Borſenverkäuſe: 

Für Weizen gedrückte Stimmung. Die 
Preiſe der heute umgeſetzten 150 Laſt fielen 
zu Gunſten der Käufer aus. 

Bedungen wurde: für ord. bunt 122 
66. 2. 545, 124%, 4 562½, 124/564. f. 
570, gut- und hellbunt, 12344, 124/5% . 
590, 126/784. 42. 595, 124, 124/5, 1258, 
JE 597 ½, 127/864. ZZ. 600, 12888, bezogen 


2. 605, 126%, 127/886. 2. 605, 129/304, 


13083, (bunt) 2.605, 12744, 127,84. 128 
/9, 13086, 2. 620, hochbunt 127%, 2. 625 
ur 5100 9er Laſt. 

Roggen matt. 118 6 2 342, 
. g. 51, 123 C. 8 357, 


121 
125 4 2 


2 226 ( 5 366 Jr 4910 64. er 
aſt. — 

Gerſte, gr., 112 ½ 2 318 Ver 4320 
6. er Laſt. 


Erbſen, weiße, ZZ 312, 345, 2 


| 354, & 384 u 5400 4% Je Laſt. 


Parlamentariſches. 
Berlin, 7. Januar. 


Die Zeitungen beſchäftigen ſich vielfach mit 
den Aſpekten der ihrem Ende zuneigenden Lan d— 
tag sſeſſion, namentlich mit der Frage, ob der 
Geſetzentwurf wegen Abänderung der Abgeordne— 
tenzahl und des Wahlgeſetzes mit Hinficht auf 
die hinzugekommenen neuen Landestheile noch in 
dieſer Seſſion zur Erledigung kommen dürfte. 
Von verſchiedenen Seiten wird bemerkt, daß das 
Herrenhaus eine dem betreffenden Geſetzer itwurf 
nicht ſehr günſtige Stimmung zeige und daß 
Seitens dieſes Hauſes ſaſt die Ablehnung deſſelben 
zu erwarten ſei, da, wie es ſcheine, die etwaige 

Zuſtimmungen dort an Bedingungen geknüpft 
werden ſolle, deren Erfüllung für den Augenblick 
eringe Wahrſcheinlichkeit für ſich habe. Die 
achrichten, welche dem Herrenhauſe eine jo ent— 
ſchiedene Oppoſition zuſchreiben, dürften ſich indeß 
wohl als irrig erweiſen. Wenn auch von dieſer 
Seite die Frage zu eingehenden Erörterungen 
Anlaß gegeben haben und dabei der Wunſch her— 
vorgetreten fein mag, dem Herrenhauſe gleichzeitig 
im Verhältniß zum Abgeordnetenhauſe eine Ver— 
ſtärkung zu erwirken, ſo hört man doch nicht, daß 
die Abſicht kundgegeben worden, im Falle der 
Nichterfüllung dieſes Wunſches den vorliegenden 
Geſetzentwurf obne Weiteres abzulebnen. Was die 
Stellung der Regierung zu der Angelegenheit betrifft 
fo iſt von einer zu erwartenden Zurückziehung des 
Geſetzentwurfs nicht bekannt geworden; man glaubt 
vielmehr, daß die Regierung an der Durchfüh- 
rung des Entwurfs durch feine legislativen Sta⸗ 
dien feſthalten wird. Hiermit wäre denn anch ein 
Anhaltspunkt für die Berechnung der muthmaß— 
lichen Dauer der Seſſion gegeben, denn es würde 
da auch zwiſchen den beiden Abſtimmungen des 
Herrenhauſes über den eine Verfaſſungsänderung 
einſchließenden Entwurf ein Zeitraum von 21 
Tagen liegen muß, das Ende des Monats Januar 
herankommen, ehe die Regierung an den Schluß 
der Seſſion denken könnte. 

Ueber die Verhandlungen, welche die betreffende 
Kommiſſion des Herrenhauſes am Freitag und 
Sonnabend über den vorliegenden Geſetzentwurf 
gepflogen erfahren wir noch folgendes Nähere: 

In der Kommiſſion machen ſich zwei Anſich⸗ 
ten geltend. Die eine erkaunte zwar die Bedenken 
an, welche ſich gegen den Beſchluß des Abgeord- 
netenhauſes und die Geſetzvorlage geltend machen 
ließen, glaubte jedoch in Anbetracht der obwal⸗ 
tenden Umſtände und der politiſchen Verhättniſſe 
von denſelben Abſtand nehmen und dem Hauſe 
empfehlen zu können, dem Geſetzentwurf, wie er 
aus der Berathung des Abgeordvetenhauſes her- 
vorgegangen, die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung 
zu ertheilen. Von der andern Seite wurde da⸗ 


—— U 
— HEERES 


gegen geltend gemacht, daß das Haus ſeither in 
allen ſeinen Beſchlüſſen bezüglich der neuen Lan⸗ 
destheile hervorgehoben habe, die Eigenthumlich⸗ 
keiten derſelben ſo viel als möglich zu ſchonen. 
Dies habe auch die Staatsregierung wiederholt 
durch ihre Vertreter ausſprechen laſſen. Durch die 
Einführung der preußiſchen Verfaſſung, jetzt, zu 
einer Zeit, wo man noch nicht vollkommen 
die Verhältniſſe jener Landestheile habe durch— 
ſchauen können, dürfte ſehr leicht eine Schädigung 
dieſer Eigenthümlichteiten herbeigeführt werden. 
Aus dieſem Grunde wäre desbalb prinzipaliter 
dem Hauſe zu empfehlen, von der Einführung der 
preußiſchen Berfaſſung in jenen Landestheilen vor- 
läufig noch Abſtand zu nehmen und ans dieſem 
Grunde die Geſetzvorlage abzulehnen. Ferner ſei 
aber noch hervorzuheben, daß, weun eine Einfüh 
rung der Verfaſſung erfolgen und jene neuen 
Landestheile in dem Abgeordnetenhauſe vertreten 
ſein ſollen, dann auch eine Vertretung derſelben 
in dem Herrenhauſe gleichzeitig bedingt ſei. Hier 
von enthalte aber der vorliegende Geſetzeutwurf 
gar nichts; es ſei ſomit der Erlaß eines anderen 
55 775 Geſetzes nothwendig, in welchem die Ber 
tretung der neuen Provinzen im Herrenhanſe an⸗ 
geordnet werde. Zur Vereinfachung der Geſetz⸗ 
gebung aber empfehle es ſich, dieſe Beſtimmung 
in einem Geſetzentwurfe zu vereinigen, und aus 
dieſem Geſichtspunkte laſſe ſich ein zweiter Grund 
herleiten, dem Hauſe die Ablehnung des vorlie— 
genden Geſetzentwurfes zu empfehlen. — Bei der 
Abſtimmung wurde ein Majoritätsbeſchluß nicht 
erzielt und der Berichterſtatter für das Plenum, 
Präſident v. Kleiſt⸗Retzow, beauftragt, in dem 
Bericht dieſen beiden Anſichten Ausdruck zu geben. 
Der Bericht wird, wie wir hören, morgen (VBiens⸗ 
tag) in der Kommiſſion feſtgeſtellt werden, der 
Geſetzentwurf ſelbſt demnächſt, alſo Ende dieſer 
Woche, im Plenum des Herrenhauſes zur Bera— 
thung gelangen. 


— (Stadt- Theater) — Wenn 
man von allen Enden unſerer deutſchen Län 
der hört und lieſt, wie ſehr die Geſchmacks⸗ 
richtung des Publikums depravirt iſt, wie 
ſehr die Sympathien für die darſtellende 
Kunſt überhaupt, und beſonders ſoweit ſich 
dieſe auf claffiihem Boden bewegt, zu er⸗ 
kalten anfangen, fo iſt und bleibt es eine 
ſchwierige Aufgabe für eine Theaterdirection, 
dem Publicum etwas zu bieten und doch 
dabei nicht finanziell zu Grunde zu gehen. 
Nehmen wir noch dazu an, daß der Gagen⸗ 
etat in allen Branchen des Künſtlerthums 
ſich faſt um das Doppelte erhöht hat, W 


100,000 Thaler ſind zur Unterſtützung deutſcher Krieger oder deren Hinterbliebenen T 
von dem Erlöſe ausgeſetzt. 


Große Verlooſung 


von Pferden, Wagen, Kapitalien u. W 

Der Verwaltungsrath des Schwefelbades Fieſtel bei Pr. Minden bringt 
hiermit zur öfjentfichen Kenntniß, daß das reizende Bad Fieſtel mit einem Flächen⸗ 
raum von circa 15 Morgen Gartenlandes auf dem Wege der öffentlichen Ausloo⸗ 


f. 8800 Looſe mit Treffern von: 
l 


81. 


Eilf 10 


Eiulage 1 Thaler Pr. Cit. 
Hauptgewinn event. fl. en 


Herrn 


300,000, 250,000, 200,000, 150,000, 50,000, 46,000, 43,000, 40,000, 
35,000, 30,000 :c. ꝛc, zur Berloofung. 
Die Betheiligung au dieſem intereſſanten Unternehmen iſt Jedermann geſtat— 
tet und wurden zu diefem Zwecke Looſe ä 1 Thaler ausgegeben. 
Sämmtliche Gewinne müſſen in der am 
Januar 1867 öffentlich hr 5 0 u. Zeugen 
attfindenden einzigen Ziehung gewonnen werden und koſtet 
mr Ein Loos 1 Thaler Pf Ert. 


Gef. Aufträge mit Baarſendung oder Ermächtigung zur Poſtnachnahme be- 
liebe man baldigſt und uur direkt an unſer 


Herrn Albert 1 


in Frankfurt a. M. 
oder an unferen mit dem Verkaufe betrauten General-Agenten 


C. Ninne, gr. Aegidienſtraße Nr. 7 In Hannov. zu richten. 


ſung veräußert werden ſoll. — Außer obigem Gewinn als Hauptgewinn kommen 
noch eine große Anzahl der ſchöuſten Pferde, Egnipagen, Silberwaaren & Staats- 


— 


Wiecſenhüttenpl 


Wieſenhüttenplatz Nr. 6 


„ge due 10g 800% ubs 


Da vorausſichtlich die noch vorräthigen Looſe in kürzeſter Friſt. vergriffen 
fein weeden, jo wird gebeten, frankirte Beſtellungen frühzeitig genung einreichen zu 


wollen. 


Der Verwaltungsrath 


Baron von Heimburg, L. Haarmann, 


Rittergutsbeſitzer. 


Obergerichtsanw. 
er eee 


Agenten zum Wiederverkauf werden gegen angemeſſene Proviſion geſucht. 


üfts⸗ Eröffnung. 


Mit dem Re Sage eröffne ich in dem Hauſe Langen markt Nr, 


20 neben dem Hotel du Nord ein 


Cigarren- und Tabacks-Geschäft 


unter der Firma J. S. Meyer, das ich dem Wohlwollen eines geehrten 5 
Julius Carl Meyer. 


INSTITUT 


Orthopädie, ſehwed. Seilgummaftit u. Electrotherpie. 
Brodbänkengaſſe No. 10. 


blikums ganz ergebenſt empfehle. 


Zur Behandlung kommen in erſter Reihe alle 
auch der Extremitäten. 


matismus, chroniſche Unterleibsbeſchwerden, Nerbvenkrankheiten, 
tanz, Epilepſie, Bleichſucht, Dispoſition zur Lungenſchwindſucht, 


tions- und Hämorrhoidal-Krankheiten. 


Sprechſtunden täglich Vormittags von 4 


Verkrümmungen, 
Ferner werden behandelt alle chroniſchen Krankheiten, Gicht und Rheu— 


ſowohl der Wirbelſäule, als 
Muskelſchwäche, Veits⸗ 


allgemeine 
Menſtrue⸗ 


Aſthma, Lähmungen, 


— 11 Uhr, Nachmittags von 3 — 5 Uhr. 
Funck, Arzt und Director des Inſtituts. 


Druck und Com miſſionsverlag von „ W. Wen dt in Danzig. 


— — — a 
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dürfte manchem erfahrenen Bühnenleiter die 
Frage aufſteigen, was ſollen wir Neues brin— 
gen, oder ſollen wir Altes wieder hervor: 
ſuchen. Sollen wir wieder den alten Hand: 
wurſt auf die Bretter rufen? Theilweiſe iſt 
es ſchon geſchehen. Wir ſehen leider bei den 
ſyſtemloſeſten, aber mit Augenweiden ge— 
ſpikten Machwerken vollere Häuſer, als bei 
gediegenen Schöpfungen, ja wir ſehen, wie 
ſich alle Schichten der Geſellſchaft bei clatfi« 
ſchen Bühnenwerken in Oper und Schau— 
ſpiel oft weit weniger amüſiren, als bei den 
Parodieen eben dieſer. Wollen wir dennoch 
dieſer traurigen Wahrheit keine zu große 
Tragweite zutrauen, ſondern lieber geſtehen, 
daß das gute Alte oft nur einer ſeeniſchen 
Auffriſchung, einer zeitgemäßen Ausſtattung 
bedarf, um wieder als mundgerechte Soft 
dem Publikum aufgetiſcht werden zu können. 
Dies beſtätigte auch die heutige Vorſtellung, 
welche zum Benefiz für Herrn Scholz „die 
beiden Schützen“ und „die Hochzeitsreiſe“ 
brachte. In deu beiden Schützen tritt uns 
der liebenswürdige, ächt deutſche Humor Lor⸗ 
bing's in jeder Nummer entgegen, und darf 
man dieſe Oper getroſt in jeder Beziehu ag 
jeder andern feiner Tonſchöpfungen zur 
Seite ſtellen: fie verſetzte auch heute die Hö 
rer in die heiterſte Stimmung. Frau v. 
Emmé- Hartmann bewährte als „Ca— 
roline“ wieder ihre anmuthige, correcte Vor— 
tragsweiſe; Fräul. Koch (Suschen) ſang und 
ſpielte mit vielem Humor. Die Herren 
Melms (Wilhelm) und Fran ! e (Bus 
ſtav) vertraten ihre Parthieen auf's Beſte. 
Herr Fiſcher's Schwarzbart iſt als vor⸗ 
treffliche Leiſtung hinlänglich bekannt, und 
Herr Scholz gab den „Peter“ mit vor⸗ 
züglicher Komik. „Die Hochzeitsreiſe“ von 
R. Beuedix läßt nirgends die gewandte büh⸗ 
nenkundige Feder des Verfaſſers vermiſſen. 
Wenn trotzdem das Stück keinen großartigen 
Erfolg erzlelt, ſo liegt dies zumeiſt an der 
zu breiten Expoſition und an den ſich öfter 
wiederholenden Situationen. Geſpielt wurde 
vorzüglich, beſonders gilt dies von unſerer 
ſtets vortrefflichen Künſtlerin Frau Fiſ cher 
als „Antonia“ und von Herrn Göbel als 
„Profeſſor Lambert“, Herr Scholz Ge 
nenſporn) war hoͤchſt ergötzlich. 


Vermiſchtes. 


— Die Oper „Freiſchütz“ von We 

dings im Theatre Rec Paris 15 en 
Erfolge aufgeführt, iſt ſchon im Jahre 1824 im 
Odeon gegeben worden und füllte in einem Jahre 
142 Vorſtellungen. Dieſer Erfolg war um fo 
höher anzuſchlagen, als bei der erſten Aufführun 
Mipgriffe und unglückliche Zwiſchenfälle verkennen 
die heutzutage jede Oper für lange Zeit zum Ger 
ſpötte des Publlkums machen und ihr daher 5 
Weg zur Anerkenuung Walz) würden. Der 
erſte Tenor war jo heiſer, daß d ie Zuſchauer ar 
nicht aus dem Lachen kamen, der Eremit 125 
falſch, daß die Oper nicht zu Ende gebracht ui 
den konnte. Und daun die Scenirung! Im erſten 
Akte, wo der Schützenkönig (nach der fran zſiſchen 
Berfion) eine Taube vom Strange abſch leßen ſoll, 
läßt der Maſchiniſt den ausgeſtopften Gees berabe 
fallen, den Max in der Scene mit Kaspar 
mittelft der Freikugel trifft — man kann fi 
das komiſche Erſtaunen des Publikums 
als ſtatt des Tänbchens eine gefiederte 
die Bühne mit Gekrache fällt, von der man nicht 
wußte, ob es ein Truthahn war, oder ſonſt ein 
Mitglied irgend eines Hühnerhofes. Der wüthende 
Direktor will zuerſt den Maſchiniſten todtſchlagen, 
läßt ſich aber beruhigen und erklärt dem Manne, 
daß der Geier erſt in der oben angeführten 
Scene herabzufallen habe, daß aber ein von 
der Kugel getroffener Vogel nicht gleich wie 
ein Stück Blei herabfallen dülrſe, ſondern 
erſt hin- und herflattert und dann berabſinkt. Der 
unglückliche Maſchiniſt prägt ſich die Lektion in's 
Gedächtniß, er bindet ſein ausgeſtopftes Federvieh 
an eine Leine, und als nun der Schuß knallt, 
läßt er es langſam herab und zieht es jo lange 
hin und her, daß Kaspar, der, ſeiner Rolle zu⸗ 
folge, die Schwin ua auf feinen Hut ſtecken 
muß, einen Satz die Luft nach dem Geier 
macht und ihn mite allgemeinem Jubel des Pu⸗ 
blikums bei den Federn herabzieht. Die 141 Vor. 
ſtellungen, welche dieſer erſten folgten, ſind nicht 
gun auf Rechnung des Enthuſtasmns für die 
Muſik zu ſtellen — denn es gab Lente genug, 
welche ihr gar keinen Geſchmack abzugewinnen 
vermochten, und ein berühmter Komponiſt hatte 
ſich ſogar dahin geäußert: „Wenn man einen 
Pinſel in Tinte taucht und ihn auf Notenpapier 
ausſpritzt, kriegt man eine ſolche Oper zu Standes“ 
85 nichtsdeſtoweniger war der Jägerchor für Parls 
Fern der Chor „Wir winden dir den Jung⸗ 
Hi bie e vor dem Heine aus Berlin entfloh, 

*die preußifche Hauptſtadt war; in einer Zei⸗ 
tung fand eine Annonce, worin eln Die 
ſucht wird, der den 8 nicht pfeift. W 


1 nun 
enken, 
Maſſe auf 


— | 


Zeitungs ⸗Inſerate 


werden in alle Blatter aller Länder durch die 


Expedition für Zeitungs- Annoncen 
| Haaſenſtein & Vogler, 


in Berlin, Hamburg, 


Frankfurt am Main und Wien, 


unter Berechnung nach den tiginal- Preiſen ſtets prompt und discret beſo 
Das Bureau bietet den Inſerirenden Erſparung des Porto und der ug 


waltung, Aug) 


franco. 


Berliner Börſe vom 7. Januar 1867. 
Wechſel⸗Courſe vom 5. 


Amſterdam 250 fl. kurz [5 143½ bz 
do. 2 Monat 5 114218 bz 
N 300 Mark kurz 4 15194 bz 
2 Monat 1151 bz 
3 1 fiel, 3 Monat [4 6. 21% bz 
1 300 Fr. 2 Monat 3 80% bz 
Wien 150 fl. 3 Tage 5 77 ½ bz 
do do. 2 Monat 5 1765/8 bz 
Augsburg 100 fl. 2 Monat 5 56.20 bz 


Frankfurt 100 fl. 2 Monat 3¼½56 20 bz 

Leipzig 100 Thlr. 8 Tage 6 |99%/4 G 
do. 3 Monat 6 99% G 

Petersburg 100 R.3 Woch. 7 89 bz 


do. do. 3 Monat 7 1873/4 ba 
Bremen 100 Thlr. 8 Tage 4¼110½ bz 
Warſchau 90 R. 8 Tage. (6 80/ bz 
Preußiſche Fonds. 2 
Anleihe von 1859 I 103378 b bz 
Freiw. Anleihe 988 G 
St. „A. von 54—55, 57 Aa 98¼ 53 
bo. von 56 4½98¼ bz 
do. von 59 4½ 908¼ da 
do. von 64 4¼98¼ 83 
do. von 50— 52 4 89½ bz 
do. von 53 [4 89% bz 
do. von 62 4 89 bz 
Staats- Schuldſcheine 3½ 84% bz 
Pr.⸗Aul. von 55 à 100 3½ 121/80 
2 05 und Nu. Sch. 31/282 8 
b.⸗Ochb.⸗Oblig. 492 
Ki 5 Neum. Pfandbrieſe 3½ 79 bi 
neue 887% G 
egen Pfandbriefe dr 9 bz 
" 5% b 
bene „ 95 79¼ b 9 
4 89 9 
Westrrenbiche Pfandbriefe 3ã 76 ¼ bz 
do. 7 4 851 74 65 
do nene ‚IE 184874 bz 


Gold- und Bapiergeld. 
Friedrichsd' or 11: 31/8 bz [Dollars II 55 


Gold- Kronen e Sovereigns 6. 226 


Lonisd' or 111 & Ruffiiche Batır.)B1? 
114/403 Leet, deen Has Me ee be 9 5 bz 


rößeren Aufträgen den üblichen Rabatt. Belanblättir 


bei 
| werden geliefert. Zeiten 8⸗Verzei a ER dit un 
inzwiſchen 3 vervollſtändigt und recti 


Auflage nach den 


cirt, gratis u 


Einld 
tee am 2. Janıtar e. fälligen 


Preuß. Renten- 
E erſicherungs⸗ 
A pe erlin ſind Vormittags von 9 bis 12 


M. A. Hasse, J. G. G. 8 
Danzig, Altſtädt. M. 8 chmid, Elbing. 
Sehen 5/6. e enten burg. 


Haupt⸗ Agent. 


Beſte friſche Rübkuchen empfiehlt 


Th. Fr. Jantzen. 


Comtoir: Hundeg. 97, 10 25 9 Ma 
0 Ein aug 6 


Angemeldete Fremde am 9. Januar 1867. 


Hot 
| do 1 Die Herren: Gutsb. Philippen 
Rentier gel a. Stublau, Mix a. Krieffopf 
reuge a. Elbing, Kaufl. Potlitzer a. 


* 
Heulſa dt Schiller a. Leipzig Noſenſtock a. 


Pran Hotel drei Mohren. Die 
Kaufl. Abelsdorf u. Hammerſtein a. Berlin; 
imſon a. Hamburg, Dalmer a. Leipzig, 

Peters a. Königsberg, Pr.⸗Lieut v. Anzug 
a. Barten ſtein. 


Hotel de Berlin. Die Herren: Hüttenmſtr. Sen 
ger a. Königsberg, Kaufl. Holder⸗Egger a. 
Stettin, Eickmeyer a. Merane, Griebſch g. 
Königsberg. 


Hotel zum Kronprinzen. Die Herren: Oberft, 

En e a. Stolp, Rittergutsb. 2 
a. Bomben, irn a. Saalfeld, Rentier 
Pieper a. Schmarzin. 

Walters Hotel. Die Herren: Rittergutsb. Wend⸗ 
land a. Meſten. Pfarrer Krupka a. Orthöft, 
Kaufl. Jantzen a. Neuenburg, Blumenthal u. 
Balz a. Berlin, Peterſen a. Hamburg. 


Stadttheater zu Danzig. 


Donneſtag, den 10. ar. (Ab.⸗Vorſtell 
Die alte Schachtel. off mit Geſenge ng) 
Neten von Pohl. 


Herren: 


Redigirt unter I — cee munter Meramtiortticteit der Versehen des Verlegers. 


v 


ö 


